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Liberalisierung des-Sozialwohnungsbestandes und Mobilisierung öffentlicher 
Förderungsmittel 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau - WII-R 15-2 - hat mit Schreiben 
vom 3. November 1977 namens der Bundesregierung 
die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 

Zu den Stichworten „Liberalisierung des Sozialwoh- 
nungsbestandes", „Mobilisierung öffentlicher Förde- 
rungsmitt el", „Fehlbelegung", „Fehlsubventionie- 
rung" und „Mietpreisverzerrungen im Sozialwoh- 
nungsbestand" gibt es eine seit mehr als 15 Jahren 
mit wechselnder Intensität geführte Sachdiskussion. 

Die Kleine Anfrage der Opposition bietet erneut Ge- 
legenheit, die Vielschichtigkeit der Strukturprobleme 
des Sozialwohnungsbestandes und die Fragwürdig- 
keit bestimmter Schlagworte darzulegen. 

1 . Fehlbelegung 

Die Forderung nach Beseitigung der Fehlbelegung 
geht von der Idealvorstellung aus, es könne jeder- 
zeit eine optimale Verteilung des nach Miete und 
Wohnungsgröße differenzierten Sozialwohnungsbe- 
standes auf subventionsbedürftige Haushalte nach 
deren finanzieller Leistungsfähigkeit und Familien- 
größe erreicht und aufrechterhalten werden. Tatsäch- 
lich erfolgt eine Überprüfung der finanziellen Lei- 
stungsfähigkeit und des Wohnflächenbedarfs des 
Haushalts nur beim Bezug der Sozialwohnungen. 
„Fehlbelegungen" resultieren in der Regel aus spä- 
teren überdurchschnittlichen Erhöhungen des Ein- 
kommens über die Grenzen hinaus, die zum Bezug 
berechtigen, und aus Verringerungen der Haushalts- 
größe. 
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Demgemäß zielten die ersten, jetzt mehr als 15 Jahre 
zurückliegenden Vorschläge zur Lösung des Pro- 
blems auf eine zwangsweise Umsetzung der Mieter 
fehlbelegter Sozialwohnungen. Hierbei ergab sich 
indessen ein grundsätzlicher Widerspruch zu den Be- 
mühungen um die Gewährleistung des Kündigungs- 
schutzes. 

Kein verantwortlicher Politiker war zu so weit- 
gehenden gesetzlichen Maßnahmen bereit. Seitdem 
hat es keine derartigen Vorschläge zur Lösung des 
Fehlbelegungsproblems mehr gegeben, zumal sich 
bei statistischen Erhebungen immer wieder gezeigt 
hat, daß der Bestand an Mietwohnungen des sozia- 
len Wohnungsbaues nach wie vor durchweg von 
Haushalten genutzt wird, die den "breiten Schichten 
des Volkes" zuzurechnen sind. So werden z, B. 
69 V. H. aller Mietsozialwohnungen von Arbeitern 
und Rentnern bewohnt. 

Als Unterfall der Fehlbelegung ist zeitweise die Un- 
terbelegung von Sozialwohnungen kritisiert worden. 
Das statistische Material hat indessen immer wieder 
ergeben, daß im Bestand der öffentlich geförderten 
Mietwohnungen der Fall der Unterbelegung nur eine 
sehr geringe Rolle spielt, wenn man von heutigen 
Flächennormen ausgeht. Unterbelegungen können 
im Grunde nur bei großen Wohnungen Anlaß zu Kri- 
tik geben. Große Wohnungen werden aber im sozia- 
len Wohnungsbau überwiegend in der Form des 
Familienheims gebaut; nur 12 v. H. der Mietsozial- 
wohnungen sind größer als 80 qm. Deshalb konzen- 
triert sich das Problem der Unterbelegung in erster 
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Linie auf den in der Kleinen Anfrage nicht ange- 
sprochenen Bestand öffentlich geförderter Familien- 
heime. 

2. Fehlsubventionierung - Mietpreis Verzerrungen 

Ursprünglich entsprach die Differenzierung der Mie- 
ten im Sozialwohnungsbestand nach Baujahren noch 
weitgehend der qualitativen Abstufung. Die Ent- 
wicklung der Bau- und Bodenpreise und der Über- 
gang zur verstärkt degressiven Subventionierung 
des sozialen Wohnungsbaues haben Ende der sech- 
ziger und Anfang der siebziger Jahre im kostenmiet- 
gebundenen Sozialwohnungsbestand zu einer Ver- 
schärfung des Problems der Mietpreisverzerrungen 
geführt. Namentlich gut ausgestattete Sozialwohnun- 
gen verschiedener Baujahre weisen inzwischen er- 
hebliche Mietunterschiede auf. Da. die Inhaber von 
Sozialwohnungen nicht nach ihrer Mietzahlungs- 
fähigkeit auf den Sozialwohnungsbestand verteilt 
sind, ergeben sich im Verhältnis zwischen Miete und 
Einkommen (Mietbelastungsquote) bei gleichwertigen 
Wohnungen z. T. erhebliche Unterschiede. Deswegen 
hat sich die Diskussion auf den Komplex der Fehl- 
subventionierung verlagert. 

Die in den Jahren 1973/74 angestellten Überlegun- 
gen, dieses Problem über Ausgleichszahlungen in 
der Art eines „negativen Wohngeldes" zu lösen, 
wurden indessen - ähnlich wie der bereits vorher 
ausdiskutierte Vorschlag einer lediglich auf „Mehr- 
verdiener" zielenden Fehlbelegungsabgabe - ver- 
worfen. Nach den ständigen Kalkulationen hätte sich 
ein Mißverhältnis zwischen Verwaltungsaufwand 
und „Belästigungswirkung" bei den Mietern durch 
regelmäßige Einkommensüberprüfungen einerseits 
und finanziellem Ertrag andererseits ergeben. 

Realisierbar erscheinen daher nur noch Vorschläge 
zur Verminderung der Mietpreisverzerrungen. 

3. Aufhebung der Bindungen des Sozialwohnungs- 
bestandes - Mobilisierung öffentlicher 
Baudarlehen 

Der Vorschlag, den gesamten Sozialwohnungsbe- 
stand aus den Bindungen zu entlassen, zielt darauf 
ab, die Zweiteilung des Wohnungsmarktes - Sozial- 
wohnungen einerseits, freifinanzierte Wohnungen 
andererseits - aufzuheben. Gleichzeitig mit der vor- 
zeitigen Rückzahlung der öffentlichen Mittel sollen 
die Preis- und Belegungsbindunden der Sozialwoh- 
nungen entfallen. Auch die konsequentesten Befür- 
worter räumen jedoch ein, daß es sich hier nicht um 
einen kurzfristig realisierbaren Lösungsvorschlag 
handelt, zumal keinerlei Handhaben bestehen, die 
Eigentümer öffentlich geförderter Mietwohnungen 
zur vorzeitigen Rückzahlung der öffentlichen Bau- 
darlehen zu zwingen. 

Gegenwärtig geht es um die Frage, wieweit die 
durch das Wohnungsbindungsgesetz geregelten Bin- 
dungen im Falle der vorzeitigen Rückzahlung der öf- 
fentlichen Mittel ohne zentrale wohnungspolitische 
Ziele zu beeinträchtigen, gelockert werden können 
und ob zusätzliche Anreize zur vorzeitigen Rück- 
zahlung dieser Mittel geschaffen werden sollen. 


Folgende Aspekte müssen hierbei bedacht werden: 

— Wohnungspolitisch wäre es widersinnig, weiter- 
hin im Verfolg einer sozial verpflichteten Woh- 
nungspolitik in Bedarfsschwerpunkten mit hohen 
Subventionen den Neubau von Sozialwohnungen 
zu fördern, die trotz eines hohen Förderungsauf- 
wandes wegen der hohen Kosten zunächst relativ 
hohe Mieten haben, gleichzeitig aber in diesen 
Bedarfsschwerpunkten eine Dezimierung der so- 
zialpolitischen Manövriermasse des mietgün- 
stigen Sozialwohnungsbestandes voranzutreiben. 
Es liegt auf der Hand, daß sich die Fälle vorzei- 
tiger Darlehensrückzahlungen bei sofortiger Frei- 
stellung von den Bindungen gerade auf die Be- 
darfsschwerpunkte konzentrieren würden, in 
denen freiwerdende Sozialwohnungen dringend 
zur Unterbringung einkommenssdiwächerer 
Haushalte, wie z. B. auch von Aussiedlern, benö- 
tigt werden. 

— Dem nach Abzug der Mehrbelastungen aus der 
Umschuldung der öffentlichen Mittel für den 
Hauseigentümer verbleibenden Liberalisierungs- 
gewinn stünden - nach Einzelentscheidungen pri- 
vater Hauseigentümer willkürlich auf den Sozial- 
wohnungsbestand verteilt - erhebliche Miet- 
erhöhungen gegenüber. Dies erscheint vertei- 
teilungspolitisch bedenklich. 

Eine partielle Mobilisierung des Bestandes öffent- 
licher Baudarlehen ohne sofortige Wirkung auf die 
sozialen Bindungen findet indessen schon bisher auf 
Grund der Regelungen des Wohnungsbindungsgeset- 
zes statt. Immerhin haben Eigentümer öffentlich ge- 
förderter Mietwohnungen bis Ende 1976 insgesamt 
rd. 3 Mrd. DM vorzeitig zurückgezahlt. In den letzten 
Jahren beliefen sich diese vorzeitigen Darlehens- 
rückzahlungen im Schnitt auf rd. 200 Mio DM pro 
Jahr. Die günstige Zinsentwicklung am Kapitalmarkt 
dürfte namentlich bei den bereits mit 4 v. H. ver- 
zinslichen und schon zum Teil getilgten älteren Dar- 
lehen zu einer Verstärkung der vorzeitigen Rück- 
zahlungen führen. 

Auch als Folge des erweiterten Anwendungsbereichs 
des § 7 b EStG sind in gewissem Umfang zusätzliche 
Darlehensrückzahlungen zu erwarten. Dies gilt zu- 
mindest für diejenigen Fälle, in denen Sozialwoh- 
nungen von Mietern erworben werden, deren Ein- 
kommen die Einkommensgrenze des § 25 des Zwei- 
ten Wohnungsbaugesetzes überschreitet, und die des- 
halb die Wohnung nur gegen sofortige Rückzahlung 
der öffentlichen Mittel erwerben dürfen. 

Schließlich ist darauf hinzuweisen, daß nach den Be- 
ratungen in der Länderministerkonferenz am 8. Juli 
1977 mit einer Gesetzesinitiative des Bundesrates 
zur Änderung des Wohnungsbindungsgesetzes zu 
rechnen ist. Diese Gesetzesinitiative zielt aüf fol- 
gende Änderungen ab: 

— Die Bagatellgrenze für öffentliche Baudarlehen, 
bei denen die vorzeitige Rückzahlung zu einer so- 
fortigen Freistellung führt, soll von 1000 DM auf 
3000 DM angehoben werden. 
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— Bei freiwilliger vorzeitiger Rückzahlung der Öf- 
fentlichen Mittel soll die Wohnung mit Ende des 
laufenden Mietverhältnisses, spätestens nach 
zehn Jahren von den Bindungen frei werden. 
Diese Regelung soll jedoch nicht in Gebieten mit 
erhöhtem Wohnungsbedarf gelten, in denen eine 
Rechts Verordnung nach § 5 a des Wohnungsbin- 
dungsgesetzes anzuwenden ist. 

Die Beratung dieses Gesetzentwurfs wird die Ge- 
legenheit bieten, den vielschichtigen Komplex der 
Mobilisierung öffentlicher Baudarlehen erneut zu 
diskutieren. 

Im einzelnen ist zu den zwölf Fragen zu bemerken: 

1. Welche Vorschläge für die vorgesehene ein- 
malige Mietentzerrungsaktion hat die von der 
Bauminister-Konferenz eingesetzte Arbeits- 
gruppe bisher erarbeitet; trifft es zu, daß ledig- 
lich an eine einmalige Zinsanhebungsaktion 
gedacht ist, inwieweit stehen einer derartigen 
Aktion vertragliche Abmachungen über die 
Gewährung der öffentlichen Förderungsmittel 
entgegen, bis wann rechnet die Bundesregie- 
rung mit der Durchführung der geplanten 
Maßnahmen, welche konkreten Ergebnisse und 
Erfolge verspricht sie sich davon. Und inwie- 
v/eit wirkt sich eine derartige Aktion voraus- 
sichtlich insgesamt auf die Mietenstruktur und 
die Wohngeldentwicklung aus? 

Die von der Bauminister-Konferenz eingesetzte 
Bund-Länder- Arbeitsgruppe, die „die rechtlichen 
Möglichkeiten und die verwaltungsmäßige Durchfüh- 
rung einer einmaligen Mietentzerrungsaktion" prü- 
fen soll, hat die Wohnungsbauminister der Länder 
im Juli d. J. in einem Zwischenbericht über die bis- 
herigen Arbeitsergebnisse unterrichtet. 

Der erste Vorschlag der Arbeitsgruppe zur Mietent- 
zerrung sieht vor, daß für alle öffentlich geförderten 
Mietwohnungen eine an wenigen, leicht erfaßbaren 
Wohnwertkriterien orientierte Neufestsetzung der 
Mieten vorgenommen wird. Je nachdem, ^ ob die bis- 
herige Kostenmiete unter oder über der neuen Miete 
liegt, soll der Unterschiedsbetrag entweder als Aus- 
gleichsabgabe über den Vermieter an einen Pool 
geleitet oder von diesem Pool an Vermieter zur Sen- 
kung zu hoher Mieten gezahlt werden. Die einmal 
festgesetzten Mietausgleichsbeträge sollen unverän- 
dert für einen längeren Zeitraum Teil der Kosten- 
miete sein. 

Der zweite Vorschlag der Arbeitsgruppe sieht vor, 
daß nur für die bis etwa 1970 geförderten Sozial- 
wohnungen wohnwertorientierte Mietobergrenzen 
eingeführt und die Unterschiedsbeträge zwischen 
den bestehenden Kostenmieten und den maßgeben- 
den höheren Mietobergrenzen durch Zinsanhebun- 
gen für die öffentlichen Mittel erhoben werden. Von 
einer Höherverzinsung wären die Fälle ausgenom- 
men, in denen eine Zinserhöhung vertraglich aus- 
drücklich ausgeschlossen ist. Aus den durch die Zins- 
erhöhung entstehenden Einnahmen könnten bei den 
zu teuren Sozialwohnungen Nachsubventionierun- 
gen vorgenommen werden. 

Zur Zeit wird in Zusammenarbeit mit einzelnen Bun- 
desländern geprüft, wie viele Mieterhaushalte unter 


bestimmten Annahmen von den beiden Lösungs- 
modellen betroffen würden, und mit welchem zur 
Nachsubventionierung zu teurer Sozialwohnungen 
zu gewinnendem Mittelvolumen sowie mit welchen 
Mieterhöhungen und Mietsenkungen in etwa zu 
rechnen wäre. Mit Ergebnissen ist nicht vor Ende des 
Jahres zu rechnen, so daß zu den Auswirkungen auf 
die Mietstruktur noch nichts gesagt werden kann. 


2. Aus welchen Gründen wurde davon abge- 
sehen, durch die eingesetzte Arbeitsgruppe 
auch alternative Vorschläge, wie zum Beispiel 
die Mobilisierung öffentlicher Baudarlehen, für 
eine dauerhafte Lösung der bestehenden Pro- 
bleme und Schwierigkeiten des Sozialwoh- 
nungsbestandes erarbeiten zu lassen? 

In der Diskussion über den Komplex def Fehlsub- 
ventionierung und der auseinanderlaufenden Mieten 
des Sozialwohnungsbestandes war als einziger syste- 
matischer Lösungsansatz der Gedanke einer verein- 
fachten Mietentzerrungsaktion zur Abschwächung 
ungerechtfertigter Mietunterschiede zwischen älte- 
ren und neueren Sozialwohnungen übriggeblieben, 
nachdem - wie einleitend ausgeführt - alle weiter- 
gehenden Lösungsmodelle nach eingehender Prüfung 
verv/orfen worden waren. Im Gegensatz zu dem von 
der Arbeitsgruppe zu prüfenden Vorschlag hätten 
Vorschläge für verstärkte Anreize zur vorzeitigen 
Rückzahlung öffentlicher Baudarlehen keinen Ansatz 
zur systematischen Lösung der strukturellen Pro- 
bleme des Sozialwohnungsbestandes geboten. Sie 
führen lediglich zu einer quantitativ unbestimmten 
Verstärkung des Rückflußaufkommens, wobei offen 
bleibt, welchen Zwecken diese Mehreinnahmen im 
Ergebnis bei der jährlichen Verteilung des Haus- 
haltsvolumens auf die verschiedenen Aufgaben- 
bereiche zugute kommen. 

Ein Patentrezept zur dauerhaften Lösung der beste- 
henden Probleme und Schwierigkeiten des Sozial- 
wohnungsbestandes gibt es nicht. 


3. Unter welchen Bedingungen und Vorausset- 
zungen wäre die Bundesregierung bereit, die 
von Bundeskanzler Schmidt am 20. Mai 1977 
auf dem Mietertag in Hamburg angesprochene 
Liberalisierung des Sozialwohnungsbestandes 
in Verbindung mit einer Rückzahlung der öf- 
fentlichen Förderungsmittel in die Wege zu 
leiten, welche Gründe stehen einer derartigen 
Aktion nach Auffassung der Bundesregierung 
entgegen? Verfügt die Bundesregierung über 
konkrete Daten bzw. Untersuchungsergebnisse, 
die ihre Auffassung stützen? 

Die Voraussetzungen für eine Umschuldung und 
Aufhebung der Bindungen im Sozialwohnungsbe- 
stand sind in einzelnen Beständen sehr unterschied- 
lich. 

Soweit die Mieten von Sozialwohnungen das Niveau 
der Mieten vergleichbarer Wohnungen am freien 
Wohnungsmarkt erreichen - dies gilt sowohl für Ge- 
meinden mit stärkerer Bautätigkeit im Eigenheim- 
sektor und rückläufiger Nachfrage nach Geschoß- 
wohnungen als auch für die jüngeren, degressiv ge- 
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förderten Sozialwohnungen in Ballungsgebieten 
wäre eine Liberalisierung wohnungspolitisch ver- 
tretbar; jedoch besteht hier bei den Vermietern an 
einer mit dem Wegfall der Subventionierung ver- 
bundenen Befreiung von den Bindungen kein 
Interesse. 

Bei den preisgünstigeren Sozialwohnungen in den 
Ballungsgebieten hat die öffentliche Hand nach wie 
vor ein Interesse an der Erhaltung der sozialen Bin- 
dungen; bei Aufgabe dieser Bindungen entfiele die 
Möglichkeit, individuelle Wohnungsnotstände un- 
mittelbar durch Vergabe freiwerdender Sozialwoh- 
nungen zu beheben. 

Solange in Bedarfsschwerpunkten sogar die Förde- 
rung zusätzlicher Sozialwohnungen zur Lösung der 
Wohnungsprobleme bestimmter Personengruppen 
für notwendig erachtet wird, wäre es inkonsequent, 
die mit wesentlich niedrigeren Subventionen gebau- 
ten Sozialwohnungen in den freien Wohnungsmarkt 
zu überführen. 

Die Position der Wohnungspolitik zur Liberalisie- 
rung des Sozialwohnungsbestandes hat erst vor kur- 
zem der Bayerische Staatsminister des Innern, Dr. 
Seidl, wie folgt formuliert: 

„Die Bindungen aufzuheben wäre aber nur vertret- 
bar, wenn gleichzeitig die den Bauherren gewährten 
Subventionen zurückgenommen würden. Das wäre 
weder rechtlich noch politisch vertretbar. Die Rück- 
nahme wäre allenfalls auf vertraglicher Basis denk- 
bar, wäre also von der Bereitschaft des Eigentümers 
abhängig. Diese Bereitschaft wäre bei neueren Woh- 
nungen mit hohen Subventionen sicher nur be- 
schränkt vorhanden. Bei älteren Wohnungen mit nie- 
drigen Mieten und relativ niedrigen Subventionen 
bestünde aber kaum ein öffentliches Interesse an der 
Rückzahlung. Gerade diese Wohnungen werden ja 
für die Problemgruppen unter den Wohnungsuchen- 
den gebraucht. Den geringen Rückflüssen aus der 
Objektförderung stünden gerade bei diesen Woh- 
nungen kräftige Mietsteigerungen und damit ein er- 
heblicher Individualförderungsaufwand gegenüber. 
Aber auch die Mieter würden im Fall einer Liberali- 
sierung des Sozialwohnungsbestandes weitgehend 
verunsichert, und das auch dann, wenn ihnen eine 
Individualförderung in Aussicht gestellt würde." 


4. Auf welche Erkenntnisse stützt die Bundes- 
regierung ihre bisher gegen eine Mobilisierung 
öffentlicher Förderungsmittel vorgebrachten 
Bedenken (vgl. Antwort auf eine entspre- 
chende Frage des Abgeordneten Dr. Schneider 
vom 28. Dezember 1976, Pressemitteilung des 
BMBau Nr. 69/76), dadurch würden vor allem 
Bindungen von Sozialwohnungen in attrak- 
tiven Lagen von Großstädten zu Lasten ein- 
kommensschwächerer Haushalte verlorengehen; 
inwieweit kann die Bundesregierung ausschlie- 
ßen, daß derartige Wohnungen nidit auch in 
gleicher Weise von der geplanten einmaligen 
Mietentzerrungsaktion betroffen sind und da- 
her nur noch von höheren Einkommensbe- 
ziehern genutzt werden können; ist die Bun- 
desregierung bereit zuzugestehen, daß die an 
die Kostenmiete gebundenen gemeinnützigen 
Wohnungsunternehmen in vergleichsweise ge- 


ringerem Umfange von einer Mobilisierungs- 
aktion Gebrauch machen dürften und daß 
deren in erster Linie in den Großstädten vor- 
handener Mietwohnungsbestand damit also 
nach wie vor den einkommensschwächeren Be- 
völkerungskreisen zur Verfügung stünde? 

Eine Mobilisierung Öffentlicher Förderungsmittel 
gibt es nur auf freiwilliger Basis. Der massivste An- 
reiz zur freiwilligen vorzeitigen Rückzahlung be- 
stünde in einer an die Rückzahlung der öffentlichen 
Mittel geknüpften sofortigen Befreiung von allen 
Bindungen. Es liegt auf der Hand, daß der Anreiz 
einer solchen Maßnahme um so wirksamer ist, je 
größer für den Eigentümer auf Grund der örtlichen 
Wohnungsmarktlage der Mieterhöhungsspielraum 
und demgemäß der nach Gegenrechnung der Mehr- 
belastungen aus der Umschuldung verbleibende 
Liberalisierungsgewinn ist. Wo dagegen kein oder 
kaum Spielraum für Ertragsverbesserungen gegeben 
ist, wird es kaum freiwillige vorzeitige Darlehens- 
rückzahlungen geben. Wie unterschiedlich die An- 
reize sind, wird aus der Übersicht in der Anlage 
deutlich, aus der die durchschnittlichen Mietdifferen- 
zen zwischen Sozialwohnungen und freifinanzierten 
Wohnungen in verschiedenen Gemeindegrößenklas- 
sen, nach Ausstattung und Baualtersgruppen diffe- 
renziert, hervorgehen. 

Selbstverständlich werden diejenigen Wohnungen, 
für die bei sofortiger Bindungsfreigabe mit der Rück- 
zahlung der öffentlichen Mittel zu rechnen wäre, 
auch von einer etwaigen Mietentzerrungsaktion er- 
faßt. Es besteht aber folgender entscheidender Unter- 
schied: 

— Bei einer Umschuldung wären die Wirkungen im 
Mietengefüge (und bei den Wohngeldausgaben) 
nicht kalkulierbar. Der gesamte nach Umschuldung 
der öffentlichen Baudarlehen verbleibende Libe- 
ralisierungsgewinn verbliebe den Vermietern, die 
ihr Hauseigentum mit Hilfe von Steuergeldern 
geschaffen haben. Der Staat bliebe dagegen auf 
den am niedrigsten verzinslichen Baudarlehen 
und auf den hohen Vorbelastungen aus der För- 
derung der teureren Sozialwohnungen sitzen. Der 
Nutzen höherer Rückflußeinnahmen für die Woh- 
nungspolitik wäre demgegenüber gering. 

— Die Auswirkungen einer Mietentzerrungsaktion 
auf das Mietengefüge wären dagegen steuerbar 
und daher auch kalkulierbar. Die Mehreinnahmen 
aus den an Wohnwertrelationen orientierten 
Mieterhöhungen würden zur Nachsubventionie- 
rung zu teuer werdender jüngerer Sozialwohnun- 
gen zur Verfügung stehen. Das laufende Rück- 
flußaufkommen, das für die weitere Förderung 
des sozialen Wohnungsbaues benötigt wird, wür- 
de nicht durch zusätzliche vorzeitige Darlehenstil- 
gungen geschmälert. 

Es ist nie in Zweifel gezogen worden, daß die an die 
Kostenmiete gebundenen gemeinnützigen Woh- 
nungsunternehmen in geringerem Umfange von 
einer Mobilisierungsaktion Gebrauch machen wür- 
den als andere Wohnungsunternehmen und private 
Grundeigentümer. 
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5. Welche Möglichkeiten, sei es durch eine Locke- 
rung der Eclegungsbindungen oder der Ge- 
währung eines Bonus, sieht die Bundesregie- 
rung, bei der Liberalisierung des Sozialwoh- 
nungsbestandes und der Mobilisierung öffent- 
licher Förderungsmittel regional differenziert 
vorzugehen, zumal die bestehenden Bindun- 
gen nach ihrer eigenen Auffassung in Klein- 
städten und ländlichen Gebieten wegen der 
dort schon heute erreichten vergleichsweise 
guten Wohnungsversorgung nur geringe so- 
zialpolitische Bedeutung haben? 

Wo die Belegungsbindungen in Folge der Entwick- 
lung auf dem sachlichen und örtlichen Wohnungsteil- 
markt inzwischen für die Wohnungspolitik ohne 
Nutzen sind, ist eine Lockerung bzw. Aufgabe der 
Belegungsbindungen durchaus erwägenswert. Hier- 
bei stellt sich jedoch das Problem der richtigen Loka- 
lisierung solcher Wohnungsbestände. Für dieses 
Problem ist bisher noch keine vertretbare Lösung 
gefunden worden; es bedarf noch eingehender Erör- 
terung mit den Ländern. 


6. Wie hoch schätzt die Bundesregierung die 
„Manövriermasse" des Sozialwohnungsbestan- 
des, die unter Berücksichtigung von Mietpreis- 
verzerrungen, Fehlbelegung und überhöhter 
Kostenmiete zur Versorgung der einkommens- 
schwächeren Bevölkerungskreise jährlich mobi- 
lisierbar ist; welchen Verfügungsbestand von 
Sozialwohnungen hält sie für notwendig? 

Nach zusammen mit den Ländern im Jahre 1974 an- 
gestellten Ermittlungen werden im Bundesdurch- 
schnitt jährlich etwa 5 v. H. der vorhandenen öffent- 
lich geförderten Mietwohnungen zur Wiederbele- 
gung frei, das sind jährlich etwa 200 000 Mietwoh- 
nungen des sozialen Wohnungsbaues. Der weitaus 
überwiegende Teil dieser Wohnungen eignet sich 
zur Versorgung einkommensschwächerer Bevölke- 
rungskreise. Dies würde auch für die Zeit nach einer 
etwaigen Mietentzerrungsaktion gelten. Wenn die 
„Manövriermasse'' der jährlich frei werdenden 
Sozialwohnungen nicht geschmälert werden soll, 
muß grundsätzlich auch der Bestand erhalten bleiben, 
aus dem diese Wohnungen zur Wiederbelegung frei 
werden. 


7. Wie errechnet sich unter Berücksichtigung re- 
gionaler Besonderheiten der von Bundeskanz- 
ler Schmidt mit ca. 1,5 Mrd. DM angegebene 
Subventionsvorteil für die Mieter im Sozial- 
wohnungsbestand, und wie hoch ist dabei der 
Anteil der Fehlsubventionierung zu beziffern, 
der noch Mietern zugute kommt, die im Ver- 
hältnis zu ihrem Einkommen oder zu ihrer 
Familiengröße in zu billigen bzw. zu großen 
Sozialwohnungen leben? 

Der Subventionsvorteil errechnet sich als Mietdiffe- 
renz der öffentlich geförderten gegenüber den frei- 
finanzierten Wohnungen, und zwar bezogen auf die 
Wohnungsmarktlage im Jahre 1976. Bei wieder zu- 
nehmender Verknappung des Wohnungsangebots 
kann sich eine entsprechende Erhöhung des Subven- 
tionsvorteils ergeben. Basis der Schätzung sind die 
Ergebnisse der 1 v. H. - Wohnungsstichprobe 1972, 


die auf die Verhältnisse von 1976 hochgerechnet 
wurden. Unterschiede in Qualität, Standort und Bau- 
alter zwischen den Beständen der freifinanzierten 
und der öffentlich geförderten Wohnungen wurden 
nach Möglichkeit eliminiert, so daß sich die Mieten 
auf vergleichbare Wohnungen beziehen. 

Für eine Schätzung des Anteils der Fehlsubventio- 
nierungen fehlen nicht nur aktuelle Daten über Ein- 
kommen, Mieten und Familiengröße, es müßten 
vorher auch - in Abhängigkeit von Familiengröße, 
Einkommen und Wohnwert - Maßstäbe dafür for- 
muliert werden, wo exakt die Fehlsubventionierung 
beginnt. 


8. Wie hoch ist der bisher insgesamt gewährte 
Betrag der öffentlichen Baudarlehen (Ur- 
sprungsbetrag) zu beziffern, in welchem Um- 
fang wurden bisher ordentliche und außer- 
ordentliche Tilgungen sowie Ablösungen vor- 
genommen, und wie hoch ist der zum Ende 
des Jahres 1976 noch ausstehende Restbetrag 
anzunehmen? 

Der Ursprungsbetrag der vom 1. Januar 1950 bis 
31. Dezember 1976 ausgeliehenen öffentlichen Mittel 
belief sich nach den Angaben der Länder Ende 1976 
auf rund 65 Mrd. DM. Die Darlehensfurderungen 
gegenüber den Letztempfängern haben sich bis Ende 
1976 

— durch vorzeitige Rückzahlungen mit Bonus 

(bei Eigenheimen) um rund 6,3 Mrd. DM 

— durch vorzeitige Rückzahlungen ohne Bohnus 

(bei Mietwohnungen) um rund 3,0 Mrd. DM 

verringert. 

Der Betrag der seit 1950 von den Letztempfängern 
geleisteten ordentlichen und außerordentlichen Til- 
gungen ist nicht bekannt. 


9. Zu welchen Bedingungen (Zins- und Tilgungs- 
satz) wurden bisher die öffentlichen Baudar- 
lehen gewährt, inwieweit wurden dabei ver- 
traglich Zinserhöhungen, Erhöhungen des Til- 
gungssatzes und die Ersetzung öffentlicher 
Baudarlehen aus Mitteln des Kapitalmarktes 
Vorbehalten? 

Für öffentliche Baudarlehen für Mietwohnungen ist 
bis zum Jahre 1968 im allgemeinen ein Zinssatz von 
4 V. H. ausbedungen worden, der jedoch - soweit 
nicht inzwischen Zinserhöhungen nach § 18 a 
WoBindG zum Zuge gekommen sind - in der Regel 
außervertraglich auf 0 v. H. gesenkt ist. 

Durch das Wohnungsbauänderungsgesetz 1968 wur- 
den die Vorschriften des 11. WoBauG über die Ver- 
zinsung der öffentlichen Baudarlehen dahin ergänzt, 
daß in den Darlehensverträgen eine nicht mehr be- 
grenzte Höherverzinsung für den Fall Vorbehalten 
werden soll, daß dies zur Fortführung des sozialen 
Wohnungsbaues erforderlich und im Hinblick auf die 
allgemeine Einkommensentwicklung vertretbar ist. 
Außerdem soll auch die Kündigung des Baudar- 
lehens zum Zweck der Ersetzung aus Mitteln des Ka- 
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pitalmarktes Vorbehalten werden. Entsprechende 
Vorbehaltklauseln sind seitdem von den Ländern in 
die Darlehensverträge aufgenommen worden. 

Bei Familienheimen und Eigentumswohnungen ist 
seit 1968 nach § 44 Abs. 3 II. WoBauG eine Höher- 
verzinsung des öffentlichen Baudarlehens frühestens 
nach zehn Jahren zulässig und in den Dariehensver- 
trägen ermöglicht. Die Tilgung der öffentlichen Bau- 
darlehen beträgt bis zur vollständigen Tilgung der 
erststelligen Hypothek durchgehend 1 v. H. zuzüg- 
lich der ersparten Zinsen; danach kann eine Erhö- 
hung durch die oberste Landesbehörde zugelassen 
werden. 


10. In welchem Umfang, bis zu welchen Jahrgän- ■ 
gen und auf Grund welcher rechtlichen Grund- 
lagen wurden bisher Erhöhungen des Zins- 
saLzes (einschließlich Verwaltungskostenbei- 
trag) öffentlicher Baudarlehen durchgeführt; bis 
v/ann ist mit der vollständigen, planmäßigen 
Tilgung der Öffentlichen Baudarlehen zu rech- 
nen, in welchem Umfang verkürzt sich insbe- 
sondere die ursprüngliche Tilgungsdauer durch 
die Erhöhung des Zinssatzes oder durch die 
Tilgung von Vorlasten? 

Die Höherverzinsung der öffentlichen Baudarlehen 
bei Mietwohnungen bis zur Höhe von 4 v. H. wurde 
zuerst durch das WoBauÄndG 1968 vom 17. Dezem- 
ber 1968 allgemein ermöglicht (§§ 18 a ff. des Woh- 
nungsbindungsgesetzes 1968). Hiernach sollte die 
Zinserhöhung bei den bis Ende 1956 geförderten 
Wohnungen jedoch höchstens bis zu einer Mieterhö- 
hung um 0,35 DM je Quadrameter Wohnfläche mo- 
natlich ausgeschöpft werden, und bei den von 1957 
bis 1959 geförderten Wohnungen bis zu 0,30 DM 
Mieterhöhung („Kappungsgrenze"). Von diesen 
Möglichkeiten haben die Länder (bis auf eine Aus- 
nahme) spätestens seit dem Jahr 1969 Gebrauch ge- 
macht (vgl. die Übersicht in Drucksache VI/216). 

Durch das WoBauÄndG 1973 vom 21. Dezember 1973 
entfielen für die bis Ende 1959 geförderten Wohnun- 
gen die bisherigen Kappungsgrenzen, so daß eine 
uneingeschränkte Höherverzinsung auf 4 v. H. mög- 
lich wurde; bei den nunmehr neu in die Höherver- 
zinsung einbezogenen Förderungsjahrgängen 1960 
bis 1962 wurde dagegen eine Begrenzung der Miet- 
erhöhung auf 0,30 DM je Quadratmeter Wohnflä- 
che monatlich festgesetzt. Die Länder haben inzwi- 
schen für die Jahrgänge bis einschließlich 1959 
Flöherverzinsungen durchgeführt, wenn auch teil- 
weise unter freiwilliger Beibehaltung besonderer 
Kappungsgrenzen. Auch die Jahrgänge von 1960 bis 
1962 wurden inzwischen von den meisten Ländern, 
wenn auch zu unterschiedlichen Zeitpunkten, in die 
Höherverzinsung - unter Beachtung der gesetzlichen 
Kappungsgrenze einbezogen. Das Land Niedersach- 
sen hat von den Möglichkeiten des WoBauÄndG 
1973 allerdings erst mit Wirkung ab 1. Oktober 1977 
Gebrauch gemacht. Im Land Baden-Württemberg ist 
die Höherverzinsung für die Förderungsjahrgänge 
1960 bis 1962 ab 1. Januar 1978 vorgesehen. Für das 
Saarland gelten wie bisher abweichende Regelungen. 


Eine Erhöhungsmöglichkeit für den Verwaltungs- 
kostenbeitrag, dessen Höhe in einzelnen Ländern 
unterschiedlich festgesetzt ist, aber bei etwa der 
Hälfte der Länder bei 0,5 v. H. des ursprünglichen 
Darlehens liegt, ist durch den Gesetzgeber nicht vor- 
geschrieben. 


11. Wie verteilen sich der Ursprungs- und der 
Restbetrag auf die verschiedenen darlehens- 
gewährenden Gebietskörperschaften (ein- 
schließlich Lastenausgleichsfonds), wie hoch ist 
der jährliche Durchschnittsbetrag der Darlehen 
seit dem Jahre 1948 gewesen, wie viele Woh- 
nungsbaumaßnahmen wurden insgesamt, auf- 
gegliedert nach Familienheimen, Eigentums- 
wohnungen und Mietwohnungen durch öffent- 
liche Baudarlehen mitfinanziert, in welchem 
Umfang waren an den mit öffentlichen Bau- 
darlehen errichteten Mietwohnungen gemein- 
nützige Wohnungsunternehinen, sonstige Woh- 
nungsunternehmen und private Bauherren be- 
teiligt, und wie verteilen sich diese Mietwoh- 
nungen regional auf Ballungs- bzw. ländliche 
Gebiete? 

Der Ursprungsbetrag der seit 1950 ausgeliehenen 
öffentlichen Mittel verteilt sich wie folgt (in Mrd. 
DM): 


Ursprungs- ... ^ ^ , 

, . Bund Länder LAG-Fonds 


65,2 18,0 41,5 5,7 

Gläubiger der an die Letztempfänger ausgeliehenen 
öffentlichen Mittel sind ausschließlich die Länder. 
Der nach Abzug der ordentlichen und außerordent- 
lichen Tilgungen sowie der vorzeitigen Rückzahlun- 
gen verbleibende Restbetrag dieser Forderungen ist 
dem BMBau nicht bekannt. 

Für die Abwicklung der Darlehensforderungen des 
Bundes und des Lastenausgleichsfonds gegenüber 
den Ländern gelten besondere Bestimmungen, die 
nur z. T. mit den tatsächlichen Tilgungen und vor- 
zeitigen Rückzahlungen der Letztempfänger korre- 
spondieren. 

Aus der Bewililgungsstatistik ergeben sich für die 
Jahre 1952 bis 1976 folgende Durchschnittsbeträge 
der in den einzelnen Jahren bewilligten öffentlichen 
Baudarlehen 


Jahr 

DM 

1952 

6 000 

1953 

5 880 

1954 

5 720 

1955 

5710 

1956 

7 180 

1957 

10310 

1958 

11 280 

1959 

10 220 

1960 

8 290 

1961 

10 000 

1962 

11 700 

1963 

14510 

1964 

16 690 


6 



Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode 


Drucksache 8/1129 


1965 

18 370 

1966 

20 330 

1967 

17 780 

1968 

17 990 

1969 

14 560 

1970 

14 190 

1971 

14 240 

1972 

15 450 

1973 

24 450 

1974 

27 460 

1975 

35 420 

1976 

40 700. 


Es gibt aber von Land zu Land erhebliche Abwei- 
chungen von diesen - im übrigen für die Förderung 
von Eigenheimen, Eigentumswohnungen und Miet- 
wohnungen insgesamt - geltenden Durchschnitts- 
beträgen. Die Zahl der mit öffentlichen Baudarlehen 
mitfinanzierten Wohnungsbaumaßnahmen ist 'nicht 
bekannt, da entsprechende Daten nicht erhoben wor- 
den sind. 

Die von 1953 bis 1976 insgesamt geförderten Sozial- 
wohnungen des 1. Förderungsweges verteilen sich 
wie folgt auf Bauherrengruppen: 

48,3 V. H. auf gemeinnützige Wohnungsunternehmen 
5,6 V. H. auf sonstige Wohnungsunternehmen 
3,5 V. H. auf sonstige Wirtschaftsunternehmen 

39.8 V. LI. auf private Einzelbauherren 

2,8 V. FL auf öffentliche Bauherren. 

über die Verteilung des öffentlich geförderten Miet- 
wohnungsbestandes auf Eigentümergruppen und auf 
Ballungs- bzw. ländliche Gebiete gibt es z. Z. keine 
statistischen Daten. 

Aus den Auswertungen der Wohnungsstichprobe 
1972 ergibt sich insoweit lediglich, daß von den 
damals (hochgerechnet) erfaßten 3,7 Millionen Öffent- 
lich geförderten Mietwohnungen 

22.8 V. Li, auf Gemeinden mit weniger als 20 000 Ein- 
wohnern, 

15,2 V. Li. auf Gemeinden mit 20 000 bis unter 50 000 
Einwohnern, 

1 1 .9 V. Li. auf Gemeinden mit 50 000 bis unter 100 000 
Einwohnern, 

50,1 V. H. auf Gemeinden mit mehr als 100 000 Ein- 
wohnern 

entfielen. 


12. Welche Mobilisierungsaktionen wurden bisher 
von den Bundesländern durciigeführt, und 
welche Erfahrungen wurden hieroei gemacht, 
insbesondere zu der Höhe des Rückflußvolu- 
mens, der Höhe der durchschnittlichen Dar- 
lehen, zu den betroffenen Jahrgängen, zu der 


regionalen Verteilung, zu den Auswirkungen 
auf die Mieten, zu der Gruppe der zur vor- 
zeitigen Rückzahlung bereiten Bauherren und 
zu der Art der Ablösung der Mittel (Bauspar- 
mittel, Pfandbriefmittel, Eigenkapital)? 

Auf diese Einzelfragen kann im Rahmen der Beant- 
wortung einer Kleinen Anfrage nicht umfassend ein- 
gegangen werden. Es können hier nur Hinweise auf 
drei bisher praktizierte Arten von Mobilisierungs- 
aktionen gegeben werden: 

1. Das Land Schleswig-Holstein hat im Jahre 1969 
- an Stelle der durch das Wohnungsbauände- 
rungsgesetz 1968 ermöglichten Höherverzinsung 
öffentlicher Baudarlehen - eine Teilumschuldung 
der in den fünfziger Jahren bewilligten öffent- 
lichen Baudarlehen in Kapitalmarktdarlehen ver- 
anlaßt. 

, Voraussetzung für diese Umschuldung war neben 
der Mieterhöhungsmöglichkeit aufgrund des § 18a 
WoBindG das Bestehen einer entsprechenden 
Umschuldungsklausel in den Darlehensverträgen. 
Diese Voraussetzung war nur im Land Schleswig- 
Holstein gegeben. Deshalb blieb die Umschul- 
dungsaktion dieses Landes ein Einzelfall. 

2. Das Land Bayern hat im Jahre 1969 einen Teil 
der „für Rechnung des Landes"' gewährten inzwi- 
schen mit 4 V. H. verzinslichen öffentlichen Bau- 
darlehen zum Barwert an die Bayerische Landes- 
bodcnkreditanstalt verkauft. Dabei blieb es im 
Außenverhältnis zwischen Bayerischer Landes- 
bodenkreditanstalt und Letztempfängern bei den 
bisherigen Darlehensbedingungen. Mit dem Ge- 
genwert der auf die Bayerische Landesboden- 
kreditanstalt übergegangenen Forderungen wur- 
den V/ohnungsbauprogramme der nächsten Jahre 
mitfinanziert. 

3. Das Land Baden-Württemberg hat im Jahre 1975 
den Eigentümern öffentlich geförderter Mietwoh- 
nungen, die unter zehnjähriger Fortgeltung der 
Bedingungen nach dem WoBindG innerhalb be- 
stimmter Fristen zur vorzeitigen Rückzahlung der 
öffentlichen Mittel bereit waren, einen Schuld- 
nachlaß von 25 V, H. bei Rückzahlungen bis 31. 
Oktober 1975 bzw. von 20 v. H. bei Rückzahlun- 
gen nach dem 31. Oktober 1975 bis zum 31. De- 
zember 1977 eingeräumt. Diese Mobilisierungs- 
aktion läuft am 31. Dezember 1977 ab. Sie wird 
zu vorzeitigen Darlehensrückflüssen von rund 
125 Mio DM führen. 

Bei der Beurteilung solcher Mobilisierungsaktio- 
nen sind die künftigen Verluste an zweckgebun- 
denen Rückflüssen und die Verluste an sozialen 
Bindungen mit dem Vorteil vorgezogener Einnah- 
men abzuwägen. 
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Anlage 1 a 


Mieten pro qm/Monat von Mietwohnungen nach Baualter und 
Gemeindegrößenklassen mit WC, Bad, Sammelheizung *) 


Gemeindegrößen- 

klasse 

weniger als 

20 000 
Einwohner 

Nö ö 

20 00 bis 50 000 
Einwohner 

Nö ö 

50 000 
bis 100 000 
Einwohner 

Nö ö 

mehr als 

100 000 
Einwohner 

Nö ö 

Baualter 


bis 

1948 

2,60 

2,26 

2,84 

2,49 

2,84 

3,02 

3,20 

2,77 

1949- 

1957 

2,74 

2,18 

3,03 

2,58 

3,32 

2,75 

3,69 

2,81 

1958- 

1960 

3,13 

2,76 

3,51 

2,72 

3,34 

2,93 

4,00 

3,08 

1961 - 

1964 

3,11 

2,65 

1 3,84 

3,10 

3,60 

3,08 

4,15 

3,09 

1965- 

1968 

3,53 

3,18 

3,82 

3,39 

4,08 

3,52 

4,46 

3,36 

ab 

1969 

3,84 

3,34 

4,49 

3,50 

4,23 

3,28 

4,86 

3,65 

0-qm Miete aller 









Baualtergruppen 

3,20 

2,94 

3,50 

3,20 

3,48 

3,21 

3,81 

3,18 


Nö = nicht öffentlich gefördert 
O — öffentlich gefördert 
*) Quelle: 1 vH Wohnungsstichprobe 1972 


Anlage 1 b 


Mieten pro qm/Monat von Mietwohnungen nach Baualter und 
Gemeindegrößenklassen mit WC, Bad, ohne Sammelheizung *) 


Gemeindegrößen- 

weniger als 



50 000 

mehr als 

klasse 

20 000 
Einwohner 

20 00 bis 50 000 
Einwohner 

bis 100 000 
Einwohner 

100 000 
Einwohner 


Baualter 

Nö 

ö 

Nö 

ö 

Nö 

ö 

Nö 

ö 

bis 1948 

2,22 

2,43 

2,33 

2,19 

2,42 

2,36 

2,56 

2,27 

1949- 1957 

2,34 

2,09 

2,53 

2,20 

2,49 

2,22 

2,99 

2,37 

1958- 1960 

2,51 

2,30 

3,03 

2,36 

2,76 

2,45 

2,88 

2,51 

1961 - 1964 

2,63 

2,64 

2,94 

2,54 

3,15 

2,82 

3,35 

2,81 

1965- 1968 

2,77 

2,64 

3,13 

3,01 

3,92 

3,35 

3,52 

3,14 

ab 1969 

3,20 

3,00 

1 3,47 

2,51 

2,15 

3,26 

3,01 

2,93 

0-qm Miete aller 
Baualtergruppen 

2,38 

2,36 

2,54 

2,35 

2,51 

2,43 

2,70 

2,48 


Nö ^ nicht öffentlich gefördert 
O = öffentlich gefördert 
*) Quelle: 1 vH Wohnungsstichprobe 1972 
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